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Vereinfachte Änderung gem. §13 BauGB

1051/B-Plan/jae/2004-11-15 icaads

16.0 Hinweis: In dem Bebauungsplangebiet sind Auffüllungen vorhanden, 
        die im Rahmen eines bauordnungsrechtlichen Verfahrens
        ordnungsgemäß und schadlos zu entsorgen bzw. 
        bodenschutzrechtlich zu behandeln sind. Um die nötigen
        Regelungen für die bauvorbereitenden Maßnahmen im 
        Baugenehmigungsverfahren berücksichtigen zu können,
        ist die Untere Bodenschutzbehörde im Baugenehmigungsverfahren
        zu beteiligen. Es wird darauf hingewiesen, dass das 
        Altlastenkataster der Stadt Wuppertal fortgeschrieben wird und 
        somit neue Erkenntnisse bez. Bodenbelastungen zu einem
        späteren Zeitpunkt nicht auszuschließen sind. Sollten bei
        Bodenbewegungen nicht natürliche Böden bzw. Auffüllungsmaterial
        (Bauschutt, Aschen, Schlacken, Hausmüll, etc.) oder 
        verunreinigter Boden vorgefunden werden, so ist unverzüglich
        die Untere Bodenschutzbehörde der Stadt Wuppertal zu
        benachrichtigen.

18.2 In den Baugebieten ist eine Überschreitung der Baugrenzen 
        durch Terrassen bis zu 3m zulässig. Die Oberkante der 
        Terrassen (OK) darf dabei maximal 1 Meter über dem festgesetztem 
        Gelände liegen (§ 23 Abs. 3 BauNVO).

17.0 Festsetzung: Die Flächen für Geh-, Fahr-, und Leitungsrecht
        zugunsten der Anlieger, Ver- und Entsorgungsträger sind in der
        Lage nicht festgesetzt, eine nord- südliche Verschiebung um 
        bis zu 3 m ist zulässig.

18.0 Festsetzung für das WR1 und das WR2:

18.1 In den Baugebieten ist ein Vortreten von Gebäuden oder
        Gebäudeteilen bis zu 1,5 m über die nördlichen und südlichen 
        Baugrenzen ausnahmsweise zulässig, wenn eine Gebäudetiefe
        von 16 Metern in nord-südlicher Ausrichtung nicht überschritten
        wird (§ 23 Abs. 3 BauNVO, § 31 (1) BauGB).

7.0 Festsetzung: In der im Plan durch Schraffur kenntlich gemachten nicht
      überbaubaren Grundstücksfläche sind bauliche Anlagen im  Sinne 
      des § 14 Abs. 1 BauNVO, bauliche Anlagen nach Landesrecht, die
      innerhalb der Abstandsflächen zulässig sind oder zugelassen werden
      können, sowie Garagen ausgeschlossen (§ 23 Abs. 5 BauNVO).
      Ausnahmsweise sind überdachte  Stellplätze ohne Seitenwände (Carports) zulässig.

8.0 Festsetzung: Im Plangebiet sind die Soll-Geländehöhen festgesetzt und
      durch Höhenpunkte im Plan eingetragen (§ 18 Abs. 1 BauNVO) 
      (s. lfd. Nr. 4.19, vorhandene Geländehöhen sind zugleich als Soll-Geländehöhen
      festgesetzt). Zwischenhöhen ergeben sich durch Interpolation. 
      Aufschüttungen und Abgrabungen abweichend von den Soll-Geländehöhen 
      sind bis zu +/-1 m zulässig.

9.0 Festsetzung: Die Flächen für Geh-, Fahr-, und Leitungsrecht zugunsten der
      Anlieger, Ver- und Entsorgungsträger sind in der Lage nicht festgesetzt, 
      eine Verschiebung um bis zu 2 m ist zulässig.

10.0 Festsetzungen für das reine Wohngebiet mit der Fußnote 1 (WR1):

10.1 Die maximale Gebäudehöhe ist auf 9,5 m über dem festgesetzten Gelände
        begrenzt (§ 9 Abs.2 BauGB).

10.2 Es sind nur zwei Wohnungen pro Wohngebäude zulässig (§ 9 Abs.6 BauGB).

10.3 Eine Überschreitung der Baugrenzen ist durch auskragende Bauteile wie
        z.B.: Balkone oder Hauseingangsüberdachungen bis zu 1,5 m zulässig
        (§ 23 Abs. 3 BauNVO).

11.0 Festsetzungen für das reine Wohngebiet mit der Fußnote 2 (WR2):

11.1 Die maximale Gebäudehöhe ist auf 12,5 m über dem festgesetzten Gelände
        begrenzt (§ 9 Abs. 2 BauGB).

11.2 Eine Überschreitung der Baugrenzen ist durch auskragende Bauteile 
        wie z.B.: Balkone oder Hauseingangsüberdachungen bis zu 1,5 m zulässig 
        (§ 23 Abs. 3 BauNVO).

12.0 Die Lage der anzupflanzenden Einzelbäume gemäß § 9(1)25a BauGB 
        (Planzeichen 4.15 der allgemeinen Erläuterungen) ist nicht festgesetzt.

13.0 Die Unterteilung der Verkehrsflächen ist nicht Gegenstand der Festsetzungen 
        des Bebauungsplanes.

14.0 Hinweis: Bei der orientierenden Bodenuntersuchung wurden vereinzelt 
        Bodenverunreinigungen vorgefunden (polycyclische aromatische 
        Kohlenwasserstoffe-PAK- und geringe Ziegelbruchanteile). Eine Gefährdung
        der geplanten Wohnnutzung kann aber aufgrund der Auswertung der 
        Untersuchungsergebnisse ausgeschlossen werden. Zur Gewährleistung 
        des ordnungsgemäßen und schadlosen Umganges mit den belasteten
        Bereichen wie auch der bodenschutzrechtlichen nötigen Vorsorgemaßnahmen 
        wird die Untere Bodenschutzbehörde (UBB) im Rahmen des
        Baugenehmigungsverfahrens Auflagen oder Bedingungen formulieren.
        Eine Kennzeichnung des gefährdeten Bereiches ist nicht erforderlich.

15.0 Aufhebungen: Für den Geltungsbereich des Bebauungsplanes sind alle 
        planungsrechtlichen Festsetzungen und städtebaulichen Pläne aufgehoben, 
        insbesondere die Bebauungspläne Nr. 463, zuletzt rechtsverbindlich 
        bekannt gemacht am 27.05.2002 und Nr. 92/92 A, zuletzt rechtsverbindlich
        bekannt gemacht am 17.05.1996.


